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(Nr. 11550.) Geſetz, betreffend die Ergänzung des Einkommenſteuergeſetzes. Vom 30. De 
zember 1916. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x, 


verordnen, mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtags der Monarchie, für 
den Umfang derſelben, mit Ausſchluß der Inſel Helgoland, was folgt: 


Sl; 

Abweichend von den Vorſchriften des Einkommenſteuergeſetzes erfolgt die 
Veranlagung des geſamten Einkommens einer phyſiſchen Perſon nach dem Er⸗ 
gebniſſe des dem Steuerjahre vorangegangenen Kalender- oder Geſchäftsjahrs, 
wenn ihr in dieſem Jahre während des gegenwärtigen Krieges aus gewerblicher 
Tätigkeit oder aus gewinnbringender Beſchäftigung oder als ſtillem Geſellſchafter 
oder als Mitglied einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung Beträge zugefloſſen 
ſind, die bei der Veranlagung nicht zur Anrechnung gelangen, weil die Ein⸗ 
kommensquelle vor Beginn des Steuerjahrs weggefallen iſt oder ſich weſentlich 
geändert hat. Auch Einkünfte aus einer einmaligen Tätigkeit ſind hierbei in 

Anrechnung zu bringen. 

Bei dieſer Berechnung (Abſ. 1) iſt bei Quellen, deren Ergebnis nach den 
Beſtimmungen des Einkommenſteuergeſetzes auf Grund einer Durchſchnittsberech⸗ 
nung zum Anſatze gelangt, nicht das Ergebnis des letzten Geſchäftsjahrs, ſondern 
die Durchſchnittsberechnung maßgebend. 

ſtührt das Einkommen ganz oder teilweiſe aus der Beteiligung an einer 
während des Krieges aufgelöſten Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung her, ſo 
erſtreckt ſich die Steuerpflicht auch auf den Anteil an den während des Krieges 
aufgeſammelten Rückſtellungen der Geſellſchaft. Soweit die aus der aufgelöſten 
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Dre 


Geſellſchaft dem Geſellſchafter zugefloſſenen Beträge bei der Geſellſchaft nicht zur 
Beſteuerung gelangt ſind, findet eine n der Steuer = 9871 
des Einkommenſteuergeſetzes nicht ſtatt. 


8.2. 

Hat ſich während des Krieges eine nach § 1 Nr. 4 bis 6 des Einkommen⸗ 
ſteuergeſetzes ſteuerpflichtige Geſellſchaft in eine andere ſteuerpflichtige Geſellſchaft 
umgewandelt oder haben ſich mehrere ſteuerpflichtige Geſellſchaften zu einer neuen 
Geſellſchaft vereinigt, ſo iſt die neu entſtehende Geſellſchaft von dem Zeitpunkt 
ihres Entſtehens ab ſteuerpflichtig. Die Veranlagung erfolgt nach dem durch⸗ 
ſchnittlichen Ergebniſſe der drei der Veranlagung unmittelbar vorangegangenen 
Geſchäftsjahre, wenn die übernehmende und die übernommene Geſellſchaft zuſammen 
mindeſtens drei Jahre beſtanden haben, andernfalls nach der Dauer der kürzeren 
Zeit des Beſtehens. Soweit in die Durchſchnittsberechnung das Ergebnis von 
Geſchäftsjahren einzuſtellen iſt, während deren die übernehmende Geſellſchaft noch 
nicht beſtanden hat, gelten die bilanzmäßigen Ergebniſſe der übernommenen Gefell- 
ſchaft als Einkommen der übernehmenden Geſellſchaft. 

Hat während des Krieges eine ſchon beſtehende ſteuerpflichtige Geſellſchaft 
eine andere Geſellſchaft oder deren Vermögen übernommen, ſo werden die bilanz⸗ 
mäßigen Ergebniſſe, die die übernommene Geſellſchaft in den für die Durchſchnitts⸗ 
berechnung in Betracht kommenden Jahren erzielt hat, dem Einkommen der 
übernehmenden Geſellſchaft hinzugerechnet. 


§3. a 
Die vorſtehenden Vorſchriften (GG 1 und 2) kommen nur zur Anwendung, 
wenn das danach berechnete Einkommen das nach den Vorſchriften des Ein⸗ 
kommenſteuergeſetzes zu veranlagende Einkommen überſteigt. 
Die Steuerpflichtigen haben die zu der Veranlagung erforderlichen Angaben 
zu machen und auf Erfordern nachzuweiſen. 
§ findet keine Anwendung auf die Dienſtbezüge einer der im § 14 Abf. 3 
des Einkommenſteuergeſetzes bezeichneten Perſonen bei deren Ausſcheiden aus dem 
Dienſte. 
SA. 


Unter Zugrundelegung der Vorſchriften der §§ 1, 2 und 3 hat 70 die 
Berichtigung ſchon ſtattgefundener Veranlagungen zu erfolgen. Sie hat für 
diejenigen Steuerjahre zu unterbleiben, für welche die zu erhebende Nachſteuer 
den Betrag von 100 Mark nicht erreicht. 

§ 85 Abſ. 2 und 3 des Einfommenfteuergefehes finden auf die Berichti⸗ 
gungen Anwendung. 

$5. 


Die nach § 63 des Einkommenſteuergeſetzes wegen Wegfalls einer Ein- 
kommensquelle zu gewährende Steuerermäßigung iſt zu verſagen, inſoweit durch 


B se 


die Ermäßigung Beträge der im § 1 genannten Art der Beſteuerung entgehen 
würden. Bereits bewilligte Ermäßigungen ſind zurückzunehmen. 


f 86. 

Dem $ 62 des Einkommenſteuergeſetzes tritt als Abſ. 2 hinzu: In gleicher 
Weiſe iſt eine neue Veranlagung vorzunehmen, wenn die Vermehrung des Ein⸗ 
kommens dadurch eintritt, daß nach dem Ausſcheiden aus dem Militärdienſt oder 
nach der Wiederaufhebung der Kriegsformation 

1. Steuerpflichtige aus neu aufgenommener gewerblicher Tätigkeit oder 

gewinnbringender Beſchäftigung Einkommen beziehen oder 

2. Offiziere oder Beamte in den Genuß der Friedensbezüge treten. 


987. 

Im § 70 Ziffer 1 des Einkommenſteuergeſetzes werden die Worte »mit 
einem Einkommen von nicht mehr als 3 000 Mark« durch die Worte »mit 
einem dem Einkommen von nicht mehr als 3 000 Mark entſprechenden Steuer⸗ 
ſatze« erſetzt. 

8. 

Der Finanzminiſter kann Ausnahmen bewilligen, wenn durch Anwendung 
der Vorſchriften dieſes Geſetzes eine unbillige Härte oder eine mehrfache Heran⸗ 
ziehung desſelben Einkommens zur Einkommenſteuer herbeigeführt wird. 


$9. 

Die Gemeinden find befugt, auch abweichend von den §§ 84 und 85 des 
Kommunalabgabengeſetzes von den gemäß den $$ 4 bis 6 berichtigten Steuerſätzen 
Zuschläge zu erheben oder im Falle des § 36 Abſ. 2 des Kommunalabgaben⸗ 
geſetzes in entſprechender Anwendung der §§ 4 bis 6 Nachveranlagungen vor⸗ 
zunehmen. 

Ermäßigungen, die auf Grund des § 8 gewährt werden, find auch für die 
kommunale Beſteuerung maßgebend; im Falle des § 36 Abſ. 2 des Kommunal⸗ 
abgabengeſetzes haben die Gemeindevorſtände die entſprechenden Ermäßigungen 
vorzunehmen. 

§ 10. 
Der Finanzminiſter wird mit der Ausführung dieses Geſetzes beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Großes Hauptquartier, den 30. Dezember 1916. 


Siegel) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Breitenbach. Beſeler. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. 
Lentze. v. Loebell. Helfferich. v. Stein. 
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(Nr. 11551.) Bekanntmachung über die Genehmigung der Notverordnung vom 4. November 
1916, betreffend Verſchiebung der regelmäßigen Ergänzungswahlen zu den 
Gemeindevertretungen, durch die beiden Häuſer des Landtags. Vom 

27. Dezember 1916. 


8 auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 erlaſſenen Verordnung, betreffend Verſchiebung der 
regelmäßigen Ergänzungswahlen zu den Gemeindevertretungen, vom 4. November 
1916 (Geſetzſamml. S. 141) haben die beiden Häuſer des Landtags die ver⸗ 
faſſungsmäßige Genehmigung erteilt. i 

Berlin, den 27. Dezember 1916. 7 


Das Staatsminiſterium. 


v. Breitenbach. Beſeler. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. 
Helfferich. Graf v. Roedern. 


(Nr. 11552.) Bekanntmachung, betreffend die Genehmigung der Notverordnung vom 
29. Juli 1916 über die Verlängerung der Amtsdauer der Handelskammer, 
mitglieder durch die beiden Häuſer des Landtags. Vom 29. Dezember 1916. 


De auf Grund des Artikel 63 der Verfaſſungsurkunde für den Preußiſchen 
Staat vom 31. Januar 1850 erlaſſenen Verordnung vom 29. Juli 1916 über 
die Verlängerung der Amtsdauer der Handelskammermitglieder haben die beiden 
Häuſer des Landtags die verfaſſungsmäßige Genehmigung erteilt. 


Berlin, den 29. Dezember 1916. 


Das Staatsminiſterium. 


v. Breitenbach. Beſeler. Sydow. v. Trott zu Solz. 
Frhr. v. Schorlemer. Lentze. v. Loebell. Helfferich. 
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